
Aktuelle Aktivitäten:
x

Donnerstag, 27.1 0.2011 , 1 7:45 Uhr
in Hörsaal G (Hörsaalgebäude)

Veranstaltung „Die Freiheit der
Wissenschaft“
Referent: Rudolph Bauer
Die „Freiheit der Wissenschaft“
wird als Argument gegen die Zivi l-
klausel vorgebracht. Wenn Frie-
den eine Einschränkung sein sol l ,
stel lt sich die Frage: Wessen Frei-
heit ist hier gemeint?
x

Donnerstag, 24.1 1 .2011 , 1 7:45 Uhr
in Hörsaal G (Hörsaalgebäude)

Veranstaltung zu „Dual-Use“
Referent: Wolfgang Liebert
„Dual-Use“ ist ein Begriff, welcher
die doppelte Verwendungsmög-
l ichkeit einer Technologie sowohl
für zivi le als auch für mil itärische
Zwecke beschreiben soll . Aber
was macht die Dual-Use-Proble-
matik wirkl ich aus? Und ist sie
wirkl ich ein Argument gegen die
Zivi lklausel?
x

Freitag, 2.1 2.2011 , 1 6:00 Uhr

In Vorbereitung: „Was bedeutet
Friedenswissenschaft und was
sind ihre aktuellen Aufgaben?“
Referent: Peter Strutynski
Weitere Infos in Kürze auf unserer
Homepage.
x

Treffen des AK Zivilklausel
Zu unseren zweiwöchig stattfin-
denden Treffen ist jedeR herzl ich
eingeladen! Aktuel le Termine auf
unserer Homepage.

Eine Zivilklausel ist eine Selbstverpflichtung vonwissenschaftlichen Einrichtungen wie Universitä­ten, ausschließlich für zivile und friedliche Zwe­cke zu forschen. Das setzt voraus, dass die Uni­versität nicht für Einrichtungen der Bundeswehroder der Rüstungsindustrie forscht, also keineDrittmittelkooperationen mit diesen Einrichtun­gen eingeht. Dank der Initiative von Studieren­den und Gewerkschaften sind solche Zivilklau­seln mittlerweile in den Grundordnungen einerReihe von Hochschulen festgeschrieben worden(z.B. in Bremen, Tübingen, Rostock, Konstanz).
Mehr zur bundesweiten Zivilklauselbewegungunter: www.zivilklausel.org.

Gerade in Krisenzeiten stehen Bildung und Wis­senschaft in der Verantwortung, zur Lösung derdrängenden gesellschaftlichen Probleme beizu­tragen und für menschenwürdige Lebensverhält­nisse und Frieden weltweit zu forschen. Die Uni­versitäten sollten und können Kriegs­ und Frie­densursachen ergründen, Strategien ziviler Kon­fliktlösungen entwickeln und für internationaleZusammenarbeit und Völkerverständigung ein­treten.
Dem steht entgegen, dass Rüstungsunternehmenund Militär in alle Bereiche der Forschung drän­gen: Die Informationsstelle Militarisierung Tü­bingen listet allein 60 zivile deutsche Hochschu­len auf, an denen sich WissenschaftlerInnen mitwehrtechnischen und wehrmedizinischen Frage­stellungen befassen.

www.zivilklausel.uni-koeln.de

Nein zur KriegsforschungJa zur Zivilklausel!

V.i.S.d.P.: Arbeitskreis Zivilklausel,
℅ Felix v. Massenbach, Marienstr. 3d, 50825 Köln
Kontakt: zivilklausel@uni-koeln.de

Fragen und Antworten zur Zivilklausel

Lehre daraus sollte nach dem 2. Weltkriegdie Wissenschaft nie wieder für menschenwid­rige Partikularinteressen in Dienst genom­men werden, z.B. für die Rüstungs­ oderKriegsforschung. Heute aber wird die Freiheitder Wissenschaft in ihr Gegenteil verkehrt:zur „Freiheit der Wissenschaft, sich zu verkau­fen“. So führt die zunehmende Abhängigkeitder Forschung von privaten GeldgeberInnendazu, dass nur noch geforscht werden soll,was potentiell profitabel ist. Genau das aberwiderspricht der Wissenschaftsfreiheit. Frie­den und eine zivile Orientierung der Wissen­schaft sind dagegen keine Partikularinteres­sen, sondern liegen im Menschheitsinteresseund stellen daher keine Einschränkung dar.

Der gesellschaftliche Bedarf für bestimmteInnovationen und die wissenschaftlich­techni­schen Möglichkeiten, diese zu entwickeln,entstehen nicht erst dadurch, dass das Militäroder die Rüstungsindustrie diesen Bedarf ar­tikuliert. Es hat zwar zivile Abfallproduktedurch Entwicklungen im militärischen Be­reich gegeben – wie das Internet. Aber es wa­ren ausgesprochen teure Nebenprodukte, de­ren Entwicklung für den zivilen Bereich aufUmwegen verlief. Ein gezielter Einsatz dergleichen Ressourcen zur Entwicklung vonProduktivkraft und Technologie im zivilenBereich würde sehr viel schneller, produkti­ver, für die Beteiligten erfreulicher und miteindeutigem humanen Nutzen Erfolg brin­gen.
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1. Was ist eine Zivilklausel?

2. Warum setzen wir uns für eine zivile Aus­richtung der Forschung ein?

9. Werden nicht durch eine grundsätzlicheAblehnung der Zusammenarbeit mit Rüs­tungsindustrie und Militär wichtige Ent­wicklungen gebremst? Gibt es nicht Neue­

Unterschriftenkampagne gestartetFür eine Zivilklausel an der Uni Köln
Unterschriftenliste für MitarbeiterInnen und Lehrende

Sprecht eure KollegInnen und Lehrenden an!
Unter www.zivilklausel.uni-koeln.de kann die Kampagne
online von MitarbeiterInnen und Lehrenden unterschrieben
werden und stehen Unterschriftenlisten zum Ausdruck bereit.

Text der Kampagne:
Ich unterstütze das Votum der Studierenden an der Universität Köln vom Winterse-
mester 201 0/11 für eine Zivi lklausel, also für eine zivi le, humane und gesellschaftl ich
verantwortl iche Ausrichtung der Wissenschaft. Daher spreche
ich mich ebenfal ls dafür aus, dass folgender Passus in die
Grundordnung der Universität zu Köln in den Paragraphen 2
„Hochschulaufgaben“, Punkt 1 , aufgenommen wird:
c
„Die Universität wirkt für eine friedliche und zivile Gesellschaft-
sentwicklung. Sie ist selbst eine zivile Einrichtung, betreibt kei-
nerlei Militär- oder Rüstungsforschung und kooperiert nicht mit
Einrichtungen des Militärs oder der Rüstungsindustrie.“

rungen, die aus der Militärforschung ent­standen sind und uns heute den Alltag er­leichtern, wie zum Beispiel das Internet?
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Seit rund zwei Jahren setzen sich Studierendeder Universität zu Köln für die Verankerungeiner Zivilklausel in der Grundordnung derUniversität ein. Alle Studierenden waren imDezember 2010 aufgefordert, in der Kontro­verse um die zivile Ausrichtung der Wissen­schaft an ihrer Universität Stellung zu bezie­hen. Zur Abstimmung stand folgender Text:
„Ich spreche mich dafür aus, dass folgender Passusin die Grundordnung der Universität zu Köln inden Paragraphen 2 ‚Hochschulaufgaben‘, Punkt 1,aufgenommen wird:‚Die Universität wirkt für eine friedliche und zivi­le Gesellschaftsentwicklung. Sie ist selbst eine zivi­le Einrichtung, betreibt keinerlei Militär­ oder Rüs­tungsforschung und kooperiert nicht mit Einrich­tungen des Militärs oder der Rüstungsindustrie.‘“
Das Ergebnis der Abstimmung war ein ein­deutiges „Ja“ zur Zivilklausel:
65,4% Ja19,7% Nein14,9% Enthaltung

Nein, trotz dieses eindeutigen Ergebnissesstellen sich vor allem die Universitätsleitungund einige ProfessorInnen im Senat gegen dieEinführung der Zivilklausel. Ein Argumentlautet: Sowohl die Zivilklausel als auch die Of­fenlegung bisher geheimgehaltener Drittmit­telverträge würden aktuelle und potentielleDrittmittelgeberInnen abschrecken, für diebeides einen Konkurrenznachteil bedeutenwürde. Wir meinen, dass die Universität sichnicht den DrittmittelgeberInnen verpflichten,sondern eine Wissenschaft in gesellschaftli­cher Verantwortung, die im Interesse aller ist,betreiben soll.

Da durch kritisches Engagement der Einflussprivater GeldgeberInnen auf die Universität– zum Beispiel der Geheimvertrag zwischender Bayer AG und der Medizinischen Fakul­tät – zunehmend öffentlich in die Kritik gerät,kommt das Rektorat nicht umhin, die Einrich­tung einer Arbeitsgruppe in die Wege zu lei­ten, die sich mit der Frage der Transparenzvon Drittmitteln und der Zivilklausel beschäf­tigen soll. Genaue Aufgaben sowie die Zu­sammensetzung dieser Arbeitsgruppe sindbisher nicht bestimmt. Wir meinen, dass indieser Arbeitsgruppe alle Mitgliedergruppender Hochschulen gleichermaßen vertretensein müssen und dass sie öffentlich und trans­parent arbeiten muss. Es muss gewährleistetsein, dass in der Arbeitsgruppe die unter­schiedlichen Positionen der Hochschulmit­glieder zur Geltung kommen können und dieKontroverse um die Verantwortung der Wis­senschaft weiterentwickelt werden kann. Siesollte auch Vorschläge für Veranstaltungenund Projekte erarbeiten, damit die Kontrover­se um die zivile und friedliche Ausrichtungder Universität in einer breiten Öffentlichkeitgeführt werden kann.
In diesem Sinn hat der Arbeitskreis Zivilklau­sel in diesem Semester eine Unterschriften­kampagne gestartet, mit der nicht­wissen­schaftliche und wissenschaftliche Mitarbeit­erInnen sowie ProfessorInnen sich dem Vo­tum der Studierenden für eine friedliche undzivile Orientierung der Universität Köln an­schließen können (siehe Rückseite und Home­page). Alle sollten ihre KollegInnen oder Leh­renden darauf ansprechen.

Die Ingenieur­ und Naturwissenschaften sindbesonders verstrickt, z.B. der Maschinenbau,die Informatik oder die Nanotechnik. Der in­dustriell­militärische Komplex ist immerscharf auf neue technologische Anwendun­gen zur Optimierung der Kriegsführung.

Auch deswegen, weil die Rüstungsindustriedurch die Zusammenarbeit mit öffentlichenEinrichtungen ihre Forschungs­ und Entwick­lungskosten senken kann und so durch öffent­liche Mittel subventioniert wird.Allerdings geraten nicht nur IngenieurInnenund NaturwissenschaftlerInnen, sondern auchGeistes­ und SozialwissenschaftlerInnen zu­nehmend ins Blickfeld von Rüstungsindustrieund Militär. Zum Beispiel existiert an der Uni­versität Potsdam der Studiengang „MilitaryStudies“, der sich aus Militärgechichte und Mi­litärsoziologie zusammensetzt, wobei das ver­antwortliche Institut für Soziologie der UniPotsdam mit dem Militärgeschichtlichen For­schungsamt (MGFA) und dem Sozialwissen­schaftlichen Institut (SOWI) der Bundeswehrzusammenarbeitet. Was das SOWI unter Wis­senschaft versteht, spricht Bände: „die For­schungsplanung (...) orientiert sich überwie­gend am Erkenntnis­ und Unterstützungsbe­darf des Bundesministeriums der Verteidi­gung und der Bundeswehr.“ (Jahresbericht desSOWI 2006).

Die Schwierigkeit besteht generell darin her­auszufinden, welche konkreten Kooperationenwirklich stattfinden: Sie werden in den letztenJahren zunehmend geheim gehalten. Auch dieUniversität Köln hält Verträge mit der priva­ten Wirtschaft unter Verschluss. Die ParteiDie Linke hatte allerdings eine kleine Anfrageim Bundestag über das Ausmaß der Koopera­tionen zwischen dem Bundesverteidigungsmi­nisterium und den Hochschulen gestellt. Da­her wissen wir z.B., dass das Institut für Klini­sche Psychologie der Uni Köln in der Vergan­genheit fast 500,000 Euro vom Bundesministe­rium für Verteidigung für Traumata­For­schung erhalten hat.

Natürlich müssen kriegstraumatisierte Sol­datInnen Hilfe bekommen. Wenn aber dasBundesverteidigungsministerium die Gelderbereitstellt, können keine Forschungsansätzeverfolgt werden, die dem nachgehen, was dieeigentliche Ursache für das Trauma ist – derKrieg selbst. Vor zwei Jahren haben sich da­her 200 TherapeutInnen in einem offenenBrief dagegen gewandt, für die Kriegspolitikder Bundesregierung instrumentalisiert zuwerden. Von ihnen wurde erwartet, Trauma­ta­Symptome nebst der Aufforderung, „denAufgaben der Bundeswehr in ihren Ausland­seinsätzen nicht ablehnend“ gegenüberzuste­hen*, zu behandeln. Sie haben sich dazu bereiterklärt, Kriegstraumatisierten zu helfen, abernicht an der Seite der Bundeswehr. Denn soist niemandem zu helfen, weder den vomKrieg traumatisierten SoldatInnen noch derjeweiligen vom Krieg traumatisierten Bevöl­kerung. *http://www.ag­friedensforschung.de/themen/Bundeswehr/therapeuten.html

Nein. Die Freiheit der Wissenschaft entbindetnicht von der sogenannten Treue zur Verfas­sung. Die im Grundgesetz festgeschriebeneWürde des Menschen, die Friedensfinalitätund das Sozialstaatsgebot sind nicht losgelöstvon der Wissenschaftsfreiheit. Sie bilden eineEinheit – und zwar aus guten Gründen: So­wohl das Grundgesetz als auch die darin ver­ankerte Wissenschaftsfreiheit sind Konse­quenzen aus der Einsicht und dem Vermächt­nis „Nie wieder Krieg, nie wieder Faschis­mus“.Zur Zeit des deutschen Faschismus haben dieHochschulen wesentlich zum Vernichtungs­krieg und zum Holocaust beigetragen. Als
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3. Was ist in Köln für die Einführung einerZivilklausel unternommen worden?

4. Was hat sich seit der erfolgreichen Ab­stimmung für die Zivilklausel getan, ist siein Köln eingeführt worden?

5. In welchen Bereichen findet Rüstungs­und Militärforschung an Hochschulenstatt?

6. Findet an der Universität Köln Rüs­tungs­ und Militärforschung statt?

7. An der Uni Köln hat Traumata­For­schung stattgefunden, die von der Bundes­wehr mitfinanziert wurde. Ist es aber nicht

8. Verstößt die Zivilklausel nicht gegendie grundgesetzlich zugesicherte Freiheitvon Wissenschaft, Forschung und Lehre?

positiv, wenn damit ermöglicht wird, dasskriegstraumatisierte SoldatInnen Hilfe be­kommen?




